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Gesetz  
über die Feststellung des Haushaltsplans  

für das Haushaltsjahr 2010  
(Haushaltsgesetz 2010 - HG 2010 -) 

Gesetz  
über die Feststellung des Haushaltsplans  

für das Haushaltsjahr 2010  
(Haushaltsgesetz 2010 - HG 2010 -) 

  
§ 1 § 1 

  
 1Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 
(Gesamtplan - Anlage 1 -) wird in Einnahme und Aus-
gabe auf 25 165 462 000 Euro festgestellt. 2Die Summe 
der im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 ausge-
brachten Ermächtigungen, über das Haushaltsjahr 2010 
hinaus Verpflichtungen zulasten des Landes einzuge-
hen, wird auf 573 832 000 Euro festgestellt. 

unverändert 
 

mit der Maßgabe, dass die in § 1 und in der Anlage 1 
zum Haushaltsgesetz 2010 enthaltenen Zahlen unter 
Berücksichtigung der Beschlüsse des Landtages zu den 
Einzelplänen vom Finanzministerium neu zu errechnen 
und bis zur Schlussabstimmung in den Gesetzestext 
einzufügen sind. 

  
§ 2 § 2 

  
 1Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für 
Zuwendungen im Sinne des § 23 der Niedersächsischen 
Landeshaushaltsordnung (LHO) zur Deckung der ge-
samten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils 
der Ausgaben einer Stelle außerhalb der Landesverwal-
tung (institutionelle Förderung) sind gesperrt, solange 
die Übersichten nach § 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 LHO nicht 
von dem zuständigen Ministerium und dem Finanzminis-
terium gebilligt sind. 2Ausnahmen kann das Finanzminis-
terium zulassen. 

unverändert 

  
§ 3 § 3 

  
 (1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, im Haus-
haltsjahr 2010 zur Deckung von Ausgaben Kredite vom 
Kreditmarkt bis zur Höhe von 2 300 000 000 Euro auf-
zunehmen. 

unverändert 

  
 (2) 1Das Finanzministerium ist ferner ermächtigt, 
zweckgebundene Darlehen, insbesondere aus Mitteln 
des Bundes, die vor allem zur Förderung des Woh-
nungsbaus gewährt werden, bis zur Höhe von 231 000 
Euro aufzunehmen. 2Diese Kreditermächtigung erhöht 
sich insoweit, als die zur Verfügung gestellten zweckge-
bundenen Darlehen die im Haushaltsplan veranschlag-
ten Beträge überschreiten. 

 

  
 (3) Des Weiteren wird das Finanzministerium er-
mächtigt, Landesmittel bis zur Höhe von 192 700 000 
Euro für die nachfolgend genannten Fördermaßnahmen 
über einen Zeitraum bis zu zehn Jahren durch die Inves-
titions- und Förderbank Niedersachsen GmbH (NBank) 
finanzieren zu lassen: 
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1. Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Ent-

wicklungsmaßnahmen nach den §§ 164 a und 
164 b des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), 

 

  
2. Förderung der Errichtung von Krankenhäusern ein-

schließlich Erstausstattung mit Anlagegütern und 
Wiederbeschaffung von Anlagegütern nach § 9 
Abs. 1 sowie Förderung der Wiederbeschaffung 
kurzfristiger Anlagegüter nach § 9 Abs. 3 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der Fassung 
vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. März 
2009 (BGBl. I S. 534). 

 

  
§ 4 § 4 

  
 (1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Garan-
tien und Bürgschaften zulasten des Landes bis zur Höhe 
von 2 135 000 000 Euro zu übernehmen. 

unverändert 

  
 (2) 1Zur Übernahme solcher Garantien und Bürg-
schaften ist die Einwilligung des Ausschusses für Haus-
halt und Finanzen des Landtages erforderlich. 
2Ausgenommen sind Bürgschaften und Garantien, die 

 

  
1. nach den Allgemeinen Bürgschaftsrichtlinien des 

Landes Niedersachsen sowie den Grundsätzen bei 
der Übernahme von Bürgschaften für Schiffbau-
kredite, 

 

  
2. nach den Bürgschaftsrichtlinien des Landes Nie-

dersachsen für den Wohnungsbau einschließlich 
des Erwerbs vorhandener Wohnungen durch kin-
derreiche Familien und der Umwandlung von Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen, 

 

  
3. zugunsten der Hannoverschen Beteiligungsgesell-

schaft mbH für Finanzierungen innerhalb des be-
schlossenen Wirtschaftsplans und für Refinanzie-
rungen, 

 

  
4. nach der Richtlinie über die Gewährung von Zu-

wendungen für investive Maßnahmen landwirt-
schaftlicher Unternehmen in Niedersachsen (Agrar-
investitionsförderungsprogramm), 

 

  
5. gegenüber der EU-Kommission im Rahmen ihres 

Programms INTERREG IV für Haushaltsjahre bis 
einschließlich 2015 und bis zur Höhe von höchs-
tens 19 594 000 Euro, 
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6. nach der Richtlinie des Landes Niedersachsen für 

Garantien von Beteiligungen an kleinen und mittle-
ren Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, 

 

  
7. als Rückbürgschaften gegenüber der Bürgschafts-

bank für Sozialwirtschaft GmbH (BBfS), Köln, mit 
höchstens 50 vom Hundert des Risikos der BBfS, 

 

  
8. als Rückbürgschaften und Rückgarantien gegen-

über der Niedersächsischen Bürgschaftsbank 
GmbH, Hannover, gegen komplementäre Erklä-
rungen des Bundes, 

 

  
9. als Ausfallbürgschaft gemäß § 11 a Abs. 5 Satz 1 

des Niedersächsischen Hochschulgesetzes in der 
Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
18. Juni 2009 (Nds. GVBl. S. 280), 

 

  
10. zugunsten der JadeWeserPort Realisierungs 

GmbH & Co. KG 
 

  
übernommen werden.  
  
 (3) Das Finanzministerium ist in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 2 Nr. 2 ermächtigt, die Übernahme von 
Bürgschaften und Gewährleistungen und die Vollziehung 
der entsprechenden Urkunden auf die mit den Förder-
programmen befassten Stellen außerhalb der Landes-
verwaltung zu übertragen. 

 

  
 (4) 1Das Finanzministerium ist ferner ermächtigt, zu 
angemessenen Bedingungen Garantien und Bürgschaf-
ten zulasten des Landes bis zur Höhe von 
8 350 000 000 Euro zugunsten der Norddeutschen Lan-
desbank zu übernehmen. 2Absatz 2 Satz 1 findet keine 
Anwendung. 

 

  
§ 5 § 5 

  
 Der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 LHO zu bestim-
mende Betrag wird auf 5 100 000 Euro festgesetzt. 

unverändert 

  
§ 6 § 6 

  
 (1) Die gesetzlichen Vorschriften über die Veran-
schlagung und Bewirtschaftung von Personalausgaben 
werden durch die nachstehenden Allgemeinen Bestim-
mungen zu den Personalausgaben für das Haushalts-
jahr 2010 (Allgemeine Bestimmungen 2010) - Anlage 2 - 
ergänzt. 

unverändert 
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 (2) 1In Kapiteln mit Personalkostenbudgetierung 
wird ein Beschäftigungsvolumen als Richtwert festge-
legt. 2Es wird gebildet durch Umrechnung der Zahl der 
jahresdurchschnittlich mit Bezügen Beschäftigten in 
Vollzeiteinheiten pro Jahr. 3Das Finanzministerium ist 
ermächtigt, das Beschäftigungsvolumen infolge von 
über- oder außerplanmäßigen Erhöhungen des Perso-
nalkostenbudgets, Umsetzungen gemäß § 50 LHO, 
Vollzug von kw-Vermerken sowie zulässigen kapitel-
übergreifenden Verwendungen von Stellen zu verän-
dern. 

 

  
 (3) 1Die zur Finanzierung des Beschäftigungsvolu-
mens erforderlichen Mittel werden kapitelweise in einem 
Personalkostenbudget zusammengefasst. 2Soweit Mittel 
im Personalkostenbudget zur Verfügung stehen, kann 
das Beschäftigungsvolumen überschritten werden, so-
fern unbeschadet des vorrangigen Personalabbaus 
durch die Verwaltungsmodernisierung sichergestellt ist, 
dass Ausgaben in Folgejahren nicht entstehen. 3Das Fi-
nanzministerium ist ermächtigt, die Personalkosten-
budgets aufgrund von wesentlichen Veränderungen der 
Rahmenbedingungen, insbesondere bei Besoldungs- 
und Tariferhöhungen, bis zur Höhe der in Kapitel 13 02 
Titel 461 11 veranschlagten Mittel anzupassen; dies gilt 
auch für die nach § 17 a LHO budgetierten Verwal-
tungsbereiche. 

 

  
 (4) 1Überschreitungen des Personalkostenbudgets 
vermindern das Personalkostenbudget im Folgejahr so-
wie in entsprechendem Umfang das Beschäftigungsvo-
lumen. 2Satz 1 gilt nicht, wenn das Beschäftigungsvolu-
men eingehalten wurde; Erhöhungen des Beschäfti-
gungsvolumens nach Nummer 6 Abs. 1 Satz 9 der All-
gemeinen Bestimmungen bleiben unberücksichtigt. 
3Satz 1 gilt auch nicht für die nach § 17 a LHO budge-
tierten Verwaltungsbereiche. 

 

  
 (5) 1Die Absätze 2 bis 4 gelten ausschließlich für 
Kapitel mit Personalkostenbudgetierung. 2Das Personal-
kostenbudget umfasst die Titel 422 01, 422 10, 422 11, 
422 19, 428 01, 428 02, 428 03, 428 05, 428 10, 428 11 
und 428 27, soweit sie in den jeweiligen Kapiteln ausge-
bracht sind, sowie in den Kapiteln 03 14 und 03 18 den 
Titel 429 10. 3Abweichend von § 20 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a LHO bilden diese Titel innerhalb eines Kapitels 
sowie innerhalb der Kapitel 07 10 bis 07 20 einen eige-
nen Deckungskreis. 4Sonstige Vorschriften über die Be-
wirtschaftung von Personalausgaben und Stellen bleiben 
unberührt. 
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§ 7 § 7 
  
 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Stellen, 
die bis zur Verkündung dieses Gesetzes im Wege der 
Abweichung von den Bedarfsnachweisen des Haus-
haltsjahres 2009 zu den für Beamtinnen und Beamte im 
Vorbereitungsdienst in Betracht kommenden Titeln ge-
nehmigt wurden, in den entsprechenden Bedarfsnach-
weisen darzustellen, soweit sie im Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2010 noch nicht enthalten sind. 
2Entsprechendes gilt 

unverändert 

  
1. für Änderungen in den Stellenplänen aufgrund der 

Nummern 1 und 3 der Allgemeinen Bestimmungen 
2009, 

 

  
2. für die im Haushaltsjahr 2009 nach den Haushalts-

vermerken zu den Stellenplänen der Kapitel 06 13 
bis 06 19, 06 22, 06 23 und 06 34 bis 06 39 in 
Auswirkung des Niedersächsischen Hochschulge-
setzes in der Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. 
GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2009 (Nds. GVBl. S. 280), 
vorgenommenen Stellenumwandlungen. 

 

  
§ 8 § 8 

  
 (1) 1Werden Maßnahmen vom Land Niedersach-
sen und der Europäischen Gemeinschaft gemeinsam fi-
nanziert, bei denen nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaft ein Rechtsanspruch auf Förderung be-
steht, so kann das Finanzministerium Mehrausgaben 
ohne Ausgleich durch Einsparungen bei anderen Aus-
gaben in Höhe von zweckgebundenen Mehreinnahmen 
über den im Haushaltsplan veranschlagten entspre-
chenden Landesanteil hinaus zulassen. 2§ 37 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2 LHO ist nicht anzuwenden. 

unverändert 

  
 (2) 1Mehrausgaben bei den Titeln der Gemein-
schaftsaufgaben „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ und „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, durch welche die jeweils für die 
Gemeinschaftsaufgabe veranschlagten Landesmittel 
überschritten werden, dürfen nur mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums geleistet werden und müssen durch 
Einsparungen an anderer Stelle innerhalb des die jewei-
lige Gemeinschaftsaufgabe betreffenden Einzelplans 08, 
09 oder 15 oder durch für diesen Zweck bereitgestellte 
Mittel öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen gedeckt sein. 2Stellt der Bund zusätzliche 
Verpflichtungsermächtigungen bereit, so darf das zu-
ständige Fachministerium mit Einwilligung des Finanz-
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ministeriums zusätzliche Verpflichtungen unter Berück-
sichtigung des Mitleistungsverhältnisses eingehen. 
  
 (3) Das Finanzministerium ist ermächtigt, zur De-
ckung ressortspezifischer Mehrausgaben im Zusam-
menhang mit dem Verkauf landeseigener Liegenschaf-
ten Mittel des Sondervermögens „Landesliegenschafts-
fonds Niedersachsen“ in Anspruch zu nehmen. 

 

  
§ 9 § 9 

  
 (1) Aufwandsentschädigungen betreffende Erläute-
rungen sind für die Bewirtschaftung verbindlich. 

unverändert 

  
 (2) Das Finanzministerium kann Ausnahmen zu-
lassen. 

 

  
§ 10 § 10 

  
 (1) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind durch 
Absetzen von der Ausgabe zu vereinnahmen: 

 (1) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind durch 
Absetzen von der Ausgabe zu vereinnahmen: 

  
1. Beträge, die von anderen als Landesbetrieben aus 

Anlass der Mitbenutzung landeseigener oder vom 
Land angemieteter Einrichtungen erstattet werden, 
wenn die Erstattungsbeträge und die Gesamtkos-
ten in demselben Haushaltsjahr anfallen und auf 
der gleichen Berechnungsgrundlage beruhen; 

1. unverändert 

  
2. Erstattungen von Personalausgaben (Hauptgrup-

pe 4), soweit es sich nicht um durchlaufende Mittel 
Dritter (beispielsweise Bundesmittel) handelt, so-
wie Zahlungen von Eingliederungszuschüssen 
durch die Bundesagentur für Arbeit; 

2. unverändert 

  
3. Erstattungen bei folgenden Titeln - einschließlich 

der entsprechenden Titel in Titelgruppen und in 
nach § 17 a LHO budgetierten Kapiteln -: 

3. Erstattungen bei folgenden Titeln - einschließlich 
der entsprechenden Titel in Titelgruppen und in 
nach § 17 a LHO budgetierten Kapiteln -: 

  
a) Titel 511 01 und 518 02 - aus der Anfertigung 

von Fotokopien für Dritte -, 
a) unverändert 

  
b) Titel 511 01 - aus der privaten Inanspruch-

nahme dienstlicher Fernmeldeanlagen -, 
b) unverändert 

  
c) Titel 514 01 - aus der privaten Nutzung von 

Dienstkraftfahrzeugen -, 
c) unverändert 

  
d) Titel 517 01 - aus Erstattungen Dritter -, d) unverändert 
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e) Titel 527 01 - aus Erstattungen aus dem öf-
fentlichen Bereich -; 

e) Titel 527 01, 527 02 und 525 01 - aus Erstat-
tungen aus dem öffentlichen Bereich sowie 
nach den Vorschriften über den öffentli-
chen Personenverkehr-; 

  
4. Schadensersatz, den Dritte im Rahmen der Durch-

führung der im Einzelplan 20 sowie im Kapitel 
06 04 einzeln veranschlagten Hochbaumaßnah-
men leisten, solange die jeweilige Maßnahme im 
Haushaltsplan aufgeführt ist; 

4. unverändert 

  
5. Einnahmen aus Vereinbarungen nach § 34 b LHO; 5. unverändert 
  
6. Zuschüsse des Integrationsamtes aus der Aus-

gleichsabgabe nach dem Schwerbehindertenrecht 
(Kapitel 50 51). 

6. unverändert 

  
 (2) Werden Gebührenanteile im Rahmen einer 
Kostenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 des Niedersächsi-
schen Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) in der 
Fassung vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172), geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2007 (Nds. GVBl. S. 775), an Behörden anderer Körper-
schaften abgeführt oder vom Kostenschuldner geleistete 
Erstattungen von Auslagen gemäß § 13 NVwKostG an 
andere Behörden weitergeleitet, so sind die Ausgaben 
abweichend von § 35 Abs. 1 LHO von der Einnahme ab-
zusetzen. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Das Nähere bestimmt das Finanzministerium.  (3) unverändert 
  

§ 11 § 11 
  
 Aufgrund des § 1 Abs. 2 der Verordnung über die 
Erhebung der Gewerbe- und der Grundsteuer in ge-
meindefreien Gebieten vom 2. Oktober 2008 (Nds. 
GVBl. S. 304) wird der Hebesatz für das Haushaltsjahr 
2010 auf 418 vom Hundert festgesetzt. 

unverändert 

  
§ 12 § 12 

  
 Für die im Zusammenhang mit dem Konjunkturpa-
ket II des Bundes veranschlagten Haushaltsmittel und 
Verpflichtungsermächtigungen wird Folgendes bestimmt: 

unverändert 

  
1. Abweichend von § 35 Abs. 2 LHO wird zugelassen, 

dass für die in Kapitel 1398 bestimmten Zwecke 
Ausgaben aus verschiedenen Titeln des Haushalts 
geleistet werden; dies gilt entsprechend für die In-
anspruchnahme von Verpflichtungsermächtigun-
gen. 
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2. Abweichend von § 45 Abs. 1 LHO gelten nicht in 
Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigun-
gen auch für das nächste Haushaltsjahr. 

 

  
3. Abweichend von § 45 Abs. 2 LHO können bei über-

tragbaren Ausgaben Ausgabereste gebildet wer-
den, die auch über das zweitnächste Haushaltsjahr 
verfügbar bleiben. 

 

  
4. Das Finanzministerium wird ermächtigt, die im Ka-

pitel 1398 veranschlagten Haushaltsmittel und 
Verpflichtungsermächtigungen nach Maßgabe des 
in der Veranschlagung bestimmten Zwecks in das 
entsprechende Kapitel eines anderen Einzelplans 
umzusetzen. 

 

  
§ 13 § 13 

  
 1§ 1 des Niedersächsischen Landesvergabegeset-
zes (LVergabeG) vom 15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. 
S. 411) gilt für das Haushaltsjahr 2010 mit der Maßgabe, 
dass das Niedersächsische Landesvergabegesetz ab 
einem Auftragswert von mindestens 100 000 Euro an-
zuwenden ist. 2Abweichend von Satz 1 bleibt bei der 
Anwendung des § 3 LVergabeG der in § 1 LVergabeG 
bestimmte Schwellenwert maßgeblich. 

unverändert 

  
§ 14 § 14 

  
 Die Vorschriften und Ermächtigungen der §§ 4, 6, 
9, 10, 12 und 13 gelten bis zur Verkündung des Haus-
haltsgesetzes 2011 weiter. 

unverändert 

  
§ 15 § 15 

  
 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. unverändert 
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Anlage 2 Anlage 2 
(zu § 6 Abs. 1) (zu § 6 Abs. 1) 

  
Allgemeine Bestimmungen zu den Personal-

ausgaben für das Haushaltsjahr 2010 
Allgemeine Bestimmungen zu den Personal-

ausgaben für das Haushaltsjahr 2010 
(Allgemeine Bestimmungen 2010) (Allgemeine Bestimmungen 2010) 

  
  
1. Stellenveranschlagungen sowie Bindung an 

Stellenpläne, Stellenübersichten und Bedarfs-
nachweise 

1. Stellenveranschlagungen sowie Bindung an 
Stellenpläne, Stellenübersichten und Bedarfs-
nachweise 

  
 (1) 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, neue 
Stellen in der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe 
auszubringen für 

unverändert 

  
1. von ihren dienstlichen Tätigkeiten zu mindestens 

50 vom Hundert freigestellte Vertrauensleute der 
Schwerbehinderten, 

 

  
2. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und 

Richter, die für die Dauer von mehr als einem Jahr 
nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) 
vom 17. Juni 2008 (BGBl I S. 1010), geändert 
durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes vom 
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), zugewiesen wer-
den, sofern für das Land hierdurch keine zusätzli-
chen finanziellen Belastungen entstehen, 

 

  
3. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und 

Richter, die für die Dauer von mehr als einem Jahr 
als nationale Sachverständige bei Einrichtungen 
der Europäischen Union eingesetzt und zu diesem 
Zweck zugewiesen oder unter Fortzahlung der Be-
züge beurlaubt werden, 

 

  
4. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und 

Richter, die für die Dauer von mehr als einem Jahr 
für Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Erweite-
rung der Europäischen Union zu anderen Dienst-
herren oder öffentlichen Einrichtungen abgeordnet, 
zugewiesen oder unter Fortzahlung der Bezüge 
beurlaubt werden, sofern die Dienstbezüge in voller 
Höhe erstattet werden, 

 

  
5. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und 

Richter, die für die Dauer von mehr als einem Jahr 
zu Hilfeleistungen bei öffentlichen Einrichtungen in 
den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt oder Thüringen 
abgeordnet oder beurlaubt werden. In Fällen, in 
denen eine Wahrnehmung der Aufgaben der ab-
geordneten oder beurlaubten Beamtinnen und Be-
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amten oder Richterinnen und Richter durch nicht-
beamtete Ersatzkräfte gesetzlich ausgeschlossen 
ist, sowie bei Abordnungen mit dem Ziele der Ver-
setzung kann bei einem unabweisbaren Bedarf ei-
ne Stelle auch bei Abordnungen oder Beurlaubun-
gen von einem Jahr und weniger ausgebracht wer-
den. 

  
2Die Stellen erhalten den Vermerk „künftig wegfallend 
nach Fortfall der Freistellungs-, Zuweisungs-, Abord-
nungs- bzw. Beurlaubungsvoraussetzungen“. 3Entfallen 
diese Voraussetzungen, so sind die Beamtinnen und 
Beamten oder Richterinnen und Richter in eine freie 
oder die nächste frei werdende Stelle ihrer Besoldungs-
gruppe bei ihrer Verwaltung oder ihrem Gericht einzu-
weisen. 4Mit der Einweisung entfällt die als „künftig weg-
fallend“ ausgebrachte Stelle. 5Sofern durch die Ausbrin-
gung der Stellen die Gesamtzahl der besetzbaren Stel-
len und die Summe der Personalausgaben im jeweiligen 
Einzelplan nicht erhöht werden, gelten die Stellen bei 
Eintritt der Voraussetzungen nach Satz 1 Nrn. 1 bis 5 als 
ausgebracht. 

 

  
 (2) 1Für von ihren dienstlichen Tätigkeiten nach 
dem Niedersächsischen Personalvertretungsgesetz frei-
gestellte Personalratsmitglieder können Stellen durch 
Ausbringung von Haushaltsvermerken bereitgestellt 
werden. 2Für zu mindestens 50 vom Hundert freizustel-
lende Personalratsmitglieder gelten neue Stellen mit 
entsprechendem Haushaltsvermerk als ausgebracht, 
wenn sich dadurch die Gesamtzahl der besetzbaren 
Stellen und die Summe der Personalausgaben im jewei-
ligen Einzelplan nicht erhöhen. 3Die personalbewirt-
schaftenden Dienststellen sind ermächtigt, bei einem 
Wechsel der Person des freigestellten Personalratsmit-
glieds die ausgebrachte Stelle auch dann mit dem neu 
freigestellten Personalratsmitglied zu besetzen, wenn 
dieses einer anderen Besoldungsgruppe angehört; im 
nächsten Haushaltsplan ist die Stelle wieder in der je-
weils erforderlichen Besoldungsgruppe auszubringen. 

 

  
2. Ausnahmen zu den §§ 17 und 49 LHO sowie 

Nummer 1 dieser Bestimmungen 
2. Ausnahmen zu den §§ 17 und 49 LHO sowie 

Nummer 1 dieser Bestimmungen 
  
 (1) Nicht besetzt werden dürfen  (1) 1Nicht besetzt werden dürfen 
  
1. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-

gruppe 2 sowie der Besoldungsgruppen A 14 und 
höher mit Beamtinnen oder Beamten der Besol-
dungsgruppen A 9 bis A 12 und der Besoldungs-
gruppe A 13, die sich nicht im zweiten Einstiegsamt 
befinden sowie 

1. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 2 sowie der Besoldungsgruppen A 14 und 
höher mit Beamtinnen oder Beamten der Besol-
dungsgruppen A 9 bis A 12 und der Besoldungs-
gruppe A 13, die sich nicht im zweiten Einstiegsamt 
befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder 
der Beamte  
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 a) die Bildungsvoraussetzungen für eine 

Einstellung im zweiten Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 erfüllt oder  

  
 b) sich in einer Qualifizierung im Sinne des 

§ 12 Abs. 2 Nr. 3 der Niedersächsischen 
Laufbahnverordnung (NLVO) vom 
30. März 2009 (Nds. GVBl. S. 118) oder ei-
ner entsprechenden laufbahnrechtlichen 
Bestimmung befindet oder diese erfolg-
reich abgeschlossen hat, sowie  

  
2. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-

gruppe 1 sowie der Besoldungsgruppen A 7 und 
höher mit Beamtinnen oder Beamten der Besol-
dungsgruppen A 2 bis A 5 und der Besoldungs-
gruppe A 6, die sich nicht im zweiten Einstiegsamt 
befinden. 

2. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 1 sowie der Besoldungsgruppen A 7 und 
höher mit Beamtinnen oder Beamten der Besol-
dungsgruppen A 2 bis A 5 und der Besoldungs-
gruppe A 6, die sich nicht im zweiten Einstiegsamt 
befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder 
der Beamte sich in einer Qualifizierung im Sin-
ne des § 12 Abs. 1 Nr. 2 NLVO oder einer ent-
sprechenden laufbahnrechtlichen Bestimmung 
befindet oder diese erfolgreich abgeschlossen 
hat. 

  
 2Satz 1 gilt nicht für die Besetzung von Stellen mit 

Beamtinnen und Beamten in der Laufbahn der Fach-
richtung Bildung. 

  
 (2) 1Abweichend von Absatz 1 und § 49 Abs. 3 
LHO können Stellen, die in das erste Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 gehoben werden oder worden sind, 
übergangsweise auch mit Beamtinnen und Beamten der 
Laufbahngruppe 1 besetzt werden, sofern diese den da-
zugehörigen Dienstposten schon vor der Stellenhebung 
innegehabt haben. 2§ 49 Abs. 3 Satz 2 LHO gilt entspre-
chend für Beamtinnen und Beamte, die sich in einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 
2 oder Abs. 2 Nr. 3 der Niedersächsischen Laufbahn-
verordnung vom 30. März 2009 (Nds. GVBl. S. 118) be-
finden. 

 (2) (Satz 1 unverändert) 
 
2__________. 

  
 (3) 1Im Bedarfsfall dürfen innerhalb der einzelnen 
Kapitel verwendet werden 

 (3) unverändert 

  
1. nicht besetzte Stellen der planmäßigen Beamtin-

nen und Beamten oder Richterinnen und Richter 
vorübergehend für Beamtinnen und Beamte im 
Vorbereitungsdienst, 

 

  
2. Stellen, deren Inhaber Grundwehrdienst oder dem 

Grundwehrdienst gleichgestellten Dienst leisten 
und Bezüge aus dem Landeshaushalt nicht erhal-
ten, für Beamtinnen und Beamte im Vorbe-
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reitungsdienst. 
  
2Die Besetzung richtet sich nach § 49 Abs. 3 Satz 1 
LHO. 

 

  
 (4) 1Eine Kraft (Voll- oder Teilzeitkraft) darf anteilig 
auf mehreren Stellen geführt werden. 2Jede Stelle darf 
mit einer beliebigen Anzahl von Teilzeitkräften sowie 
Besetzungsanteilen von Vollzeitkräften besetzt werden, 
soweit die sich aus den Besetzungsanteilen ergebende 
regelmäßige durchschnittliche Gesamtarbeitszeit die re-
gelmäßige durchschnittliche Arbeitszeit einer vollbe-
schäftigten Kraft nicht übersteigt. 3Sofern die Besetzung 
laufbahngruppenübergreifend erfolgt, darf sie nur in der 
niedrigsten Laufbahngruppe erfolgen, aus der ein Stel-
lenanteil herangezogen wird. 

 (4) unverändert 

  
 (5) 1Begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte 
sowie Richterinnen und Richter werden bei gemäß § 27 
BeamtStG herabgesetzter Arbeitszeit nach dem Umfang 
der verbleibenden Arbeitszeit auf einer entsprechenden 
Planstelle geführt. 2Von § 6 des Bundesbesoldungsge-
setzes (BBesG) in der bis zum 31. August 2006 gelten-
den Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 
12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), abweichende Besol-
dungszahlungen gemäß § 72 a Abs. 1 und 2 BBesG 
bleiben bei der Berechnung der Inanspruchnahme der 
Planstelle unberücksichtigt. 3Nach den Sätzen 1 und 2 
freie Planstellenanteile können anderweitig besetzt wer-
den. 

 (5) unverändert 

  
 (6) 1Das Kultusministerium wird ermächtigt, die in 
den Bereichen des allgemein bildenden und des berufs-
bildenden Schulwesens bei den Kapiteln 07 10 bis 07 20 
veranschlagten Stellen für Lehrkräfte bei Bedarf abwei-
chend von § 50 Abs. 2 LHO innerhalb dieser Kapitel um-
zusetzen. 2Soweit es sich um nicht nur vorübergehende 
Stellenumsetzungen handelt, sind diese in den Stellen-
plänen des Haushaltsplans des nächsten Jahres darzu-
stellen. 

 (6) unverändert 

  
 (7) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Lan-
desbediensteten, die während der Zeit der Mutterschutz-
frist nicht beschäftigt werden dürfen, können entspre-
chende nichtbeamtete Ersatzkräfte eingestellt werden. 

 (7) unverändert 

  
3. Ausbringung von Leerstellen und Stellen für 

ehemalige Abgeordnete, Gewährleistungsent-
scheidungen 

3. Ausbringung von Leerstellen und Stellen für 
ehemalige Abgeordnete, Gewährleistungsent-
scheidungen 

  
 (1) 1Sind planmäßige Beamtinnen und Beamte 
oder Richterinnen und Richter des Landes länger als ein 
Jahr unter Wegfall der Bezüge beurlaubt und besteht ein 

unverändert 
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unabweisbares Bedürfnis, diese Planstelle neu zu be-
setzen, so kann die stellenbewirtschaftende Dienststelle 
für diese Bediensteten im Kapitel der jeweiligen Dienst-
stelle eine Leerstelle der bisherigen Besoldungsgruppe 
mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ ausbringen. 
2Entsprechendes gilt, wenn 
  
1. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richte-

rinnen und Richter des Landes in die Landesregie-
rung berufen werden, 

 

  
2. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richte-

rinnen und Richter zu Präsidentinnen und Präsi-
denten oder Vizepräsidentinnen und Vizepräsiden-
ten von staatlichen Hochschulen ernannt werden. 

 

  
3Bei Beurlaubungen nach § 62 des Niedersächsischen 
Beamtengesetzes (NBG) vom 25. März 2009 
(Nds. GVBl. S. 72), § 4 a Abs. 1 des Niedersächsischen 
Richtergesetzes vom 14. Dezember 1962 (Nds. GVBl. 
S. 265), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes 
vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), sowie bei Eltern-
zeit - im Bereich der allgemein bildenden und der be-
rufsbildenden Schulen auch bei Beurlaubungen nach 
§ 64 NBG - gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass eine Leer-
stelle auch bei kürzerer Beurlaubungsdauer ausgebracht 
werden kann. 4Im Bereich der allgemein bildenden und 
der berufsbildenden Schulen können die Leerstellen bei 
Beurlaubungen nach den §§ 62 und 64 NBG sowie bei 
Elternzeit ohne den Vermerk „künftig wegfallend“ ausge-
bracht werden. 

 

  
 (2) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter nach dem Ende der Beurlaubung 
wieder mit Dienstbezügen oder entsprechend den ihnen 
auf Dauer übertragenen Ämtern verwendet, so sind sie 
in eine freie oder in die nächste frei werdende Planstelle 
ihrer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwaltung - Richterin-
nen und Richter bei ihrem Gericht - einzuweisen; mit der 
Einweisung fällt die Leerstelle weg. 2Bis zur Einweisung 
in eine freie Planstelle sind sie auf Leerstellen zu führen. 
3Solange sie auf der Leerstelle mangels freier Planstelle 
geführt werden müssen, dürfen die hierdurch entstehen-
den Mehrausgaben abweichend von § 37 Abs. 1 LHO 
ohne besondere Einwilligung des Finanzministeriums 
überplanmäßig geleistet werden. 4Soweit es im Einzelfall 
erforderlich ist, nach Rückkehr der Leerstelleninhaberin-
nen oder -inhaber die Bezüge vorübergehend aus der 
Leerstelle zu zahlen, sind die hierdurch entstehenden 
Mehrausgaben im Rahmen der Personalausgaben der 
Hauptgruppe 4 (außerhalb von Ansätzen in Titelgrup-
pen) einzusparen. 5Die Einsparauflage gilt nicht für 
Leerstellen, die im Haushaltsplan für die Durchführung 
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gemeinsamer Berufungsverfahren der staatlichen Hoch-
schulen ausgewiesen sind. 
  
 (3) 1Soweit für die Wiederverwendung von Beam-
tinnen und Beamten oder Richterinnen und Richtern des 
Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem Dienstver-
hältnis aufgrund ihrer Wahl in die Volksvertretung eines 
Landes, in den Deutschen Bundestag oder in das Euro-
päische Parlament nach § 69 Abs. 2 Satz 1 NBG oder 
nach § 5 Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes (AbgG) in 
der Fassung vom 21. Februar 1996 (BGBl. I S. 326), zu-
letzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 3. April 
2009 (BGBl. I S. 700), ruhen und die nach § 69 Abs. 2 
Satz 1 NBG oder nach § 6 AbgG wieder in das Beam-
ten- oder Richterverhältnis zu übernehmen sind, eine 
freie Planstelle ihrer früheren Besoldungsgruppe nicht 
zur Verfügung steht, kann das Finanzministerium im Ka-
pitel der jeweiligen Dienstbehörde die hierfür erforderli-
che Stelle mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ aus-
bringen. 2Satz 1 gilt entsprechend für Beamtinnen und 
Beamte oder Richterinnen und Richter des Landes, de-
ren Rechte und Pflichten aus dem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit oder aus dem Richterverhältnis auf Le-
benszeit nach § 5 Abs. 4 NBG oder § 124 NBG ruhen, 
soweit ein solches Beamtenverhältnis oder Richterver-
hältnis nach Beendigung eines Beamtenverhältnisses 
auf Zeit oder auf Probe nach § 5 Abs. 1 bis 3 NBG oder 
§ 124 NBG wieder auflebt. 3Die in diesen Stellen wieder 
verwendeten Beamtinnen und Beamten oder Richterin-
nen und Richter sind in die nächste frei werdende Plan-
stelle ihrer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwaltung oder 
bei ihrem Gericht einzuweisen. 4Mit der Einweisung fällt 
die als „künftig wegfallend“ ausgebrachte Stelle weg. 
5Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

  
 (4) Die Ausbringung der Stellen ist im nächsten 
Haushaltsplan darzustellen. 

 

  
 (5) Die Absätze 1 bis 4 finden für Beamtinnen und 
Beamte im Vorbereitungsdienst entsprechende Anwen-
dung. 

 

  
 (6) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter unter Wegfall ihrer Bezüge zur Aus-
übung einer Beschäftigung in einem anderen Rechts-
verhältnis bei einem anderen Dienstherrn oder Arbeitge-
ber des öffentlichen Dienstes oder einem privaten Ar-
beitgeber beurlaubt, so werden die obersten Dienstbe-
hörden ermächtigt, für die Beurlaubungszeit einen förm-
lichen Gewährleistungsbescheid nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
des Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs zu erteilen. 
2Diese Ermächtigung umfasst auch allgemeine Gewähr-
leistungsentscheidungen für bestimmte Fallgruppen und 
Gewährleistungsentscheidungen für eine Zweitbeschäf-
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tigung bei einem anderen Arbeitgeber. 
  
4. Wiederbesetzung freier Stellen 4. Wiederbesetzung freier Stellen 
  
 Aus Gründen des § 21 BeamtStG freie oder frei 
werdende Planstellen der Besoldungsgruppe A 15 und 
höher dürfen erst nach Unterrichtung des Ausschusses 
für Haushalt und Finanzen des Landtages wieder be-
setzt werden, soweit dieser nicht darauf verzichtet hat 
oder verzichtet. 

unverändert 

  
5. Umwandlung der Stellen für Schulleiterinnen 

und Schulleiter oder deren Vertreterinnen und 
Vertreter bei sinkenden Schülerzahlen 

5. Umwandlung der Stellen für Schulleiterinnen 
und Schulleiter oder deren Vertreterinnen und 
Vertreter bei sinkenden Schülerzahlen 

  
1Sind oder werden im Bereich des Einzelplans 07 Stel-
len der Schulleiterinnen und Schulleiter oder ihrer 
Vertreterinnen oder Vertreter frei und ist die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler an dieser Schule so weit zu-
rückgegangen, dass das der bisherigen Stelleninhaberin 
oder dem bisherigen Stelleninhaber übertragen gewese-
ne Amt zu hoch eingestuft war, so sind sie in Stellen 
umzuwandeln, die dem Amt entsprechen, das den künf-
tigen Stelleninhaberinnen oder Stelleninhabern nach den 
besoldungsrechtlich maßgebenden Schülerzahlen zu 
übertragen ist. 2Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn be-
gründete Aussicht besteht, dass die Schülerzahl an der 
Schule den Schwellenwert innerhalb von drei Jahren 
voraussichtlich wieder übersteigen wird. 3In Fällen, in 
denen die Schülerzahl so weit gesunken ist, dass die 
Funktion der Stellvertreterin oder des Stellvertreters ei-
ner Schulleiterin oder eines Schulleiters besoldungs-
rechtlich kein herausgehobenes Amt mehr trägt, ist die 
frei werdende Stelle in eine dem Eingangsamt der Lauf-
bahn entsprechende Stelle umzuwandeln; Satz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

unverändert 

  
6. Umsetzung der Altersteilzeit 6. Umsetzung der Altersteilzeit 
  
 (1) 1Planstellen für Beamtinnen und Beamte oder 
Richterinnen und Richter, die nach § 63 NBG oder § 4 f 
des Niedersächsischen Richtergesetzes Altersteilzeit in 
Anspruch nehmen, gelten für die gesamte Dauer der Al-
tersteilzeit mit einem Stellenanteil von 50 vom Hundert 
als besetzt; das gilt auch für das Beschäftigungsvolu-
men. 2Bei Teilzeitbeschäftigten ist der als besetzt gel-
tende Anteil der Planstellen oder des Beschäftigungsvo-
lumens entsprechend der festgelegten durch-
schnittlichen Arbeitszeit zu verringern. 3Der nach der Al-
tersteilzeitzuschlagsverordnung in der Fassung vom 
23. August 2001 (BGBl. I S. 2239), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2003 
(BGBl. I S. 1798), zu gewährende Altersteilzeitzuschlag 

unverändert 
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ist aus Titel 422 19 zu zahlen. 4Die Mehrausgaben nach 
Satz 3 sind durch personalwirtschaftliche Maßnahmen 
(z. B. verzögerte Wiederbesetzungen/Beförderungen) 
oder Einsparungen, die sich aus einer Ersatzeinstellung 
(z. B. geringere Bezüge wegen jüngeren Lebensalters, 
unterwertige Beschäftigung) ergeben, auszugleichen. 
5Satz 4 gilt auch in Bereichen ohne Personalkostenbud-
gets; in diesen Fällen ist der Ausgleich gegenüber dem 
Finanzministerium nachzuweisen. 6Wird die Altersteilzeit 
in eine Arbeits- und Freizeitphase aufgeteilt (Blockmo-
dell), so sind während der Arbeitsphase 50 vom Hundert 
der Planstelle, des Beschäftigungsvolumens und ein 
entsprechender Anteil des Personalkostenbudgets ge-
sperrt. 7Die gesperrten Budgetanteile sind nach den vom 
Finanzministerium hierfür festgelegten Durchschnittssät-
zen zu berechnen. 8Bei Teilzeitkräften ist der Vomhun-
dertsatz entsprechend der festgelegten durchschnittli-
chen Arbeitszeit zu verringern. 9Die während der Ar-
beitsphase gesperrten Anteile werden den zur Verfü-
gung stehenden Anteilen der Planstelle, des Beschäfti-
gungsvolumens sowie des Personalkostenbudgets in 
der Freizeitphase hinzugerechnet. 10Die erforderlichen 
Haushaltsmittel gelten insoweit als zugewiesen. 
  
 (2) 1Bei nach dem 31. Dezember 2003 beginnen-
der und nach dem 22. Juli 2003 bewilligter Altersteilzeit 
gilt - ausgenommen Beamtinnen und Beamte im Schul-
dienst - Folgendes: 2Wird die Altersteilzeit im Blockmo-
dell gewährt, so sind auch für die Dauer der Freistel-
lungsphase 50 vom Hundert der Planstelle, des Be-
schäftigungsvolumens und ein entsprechender Anteil 
des Personalkostenbudgets sowie die Zurechnungen 
nach Absatz 1 Satz 9 gesperrt. 3Eine Wiederbesetzung 
ist zulässig, wenn zeitgleich eine entsprechende andere 
Stelle einschließlich Beschäftigungsvolumen und ent-
sprechendem Budgetanteil eingespart wird. 4Ab diesem 
Zeitpunkt ist die Sperre nach Satz 2 aufgehoben. 5Als 
entsprechende andere Stelle gilt auch eine bis zu zwei 
Besoldungsgruppen niedrigere Planstelle oder ver-
gleichbare Beschäftigungsmöglichkeit im Tarifbereich. 
6Wird die Planstelle bis zur Beendigung der Altersteilzeit 
nicht wiederbesetzt, so ist sie zu diesem Zeitpunkt in 
Abgang zu stellen sowie das Beschäftigungsvolumen 
einschließlich des entsprechenden Budgetanteils zu 
mindern. 7Wird die Altersteilzeit als durchgehende Teil-
zeitbeschäftigung gewährt, so sind die frei werdenden 
Anteile der Planstelle sowie die entsprechenden Anteile 
am Beschäftigungsvolumen und dem Budget für die ge-
samte Dauer der Altersteilzeit gesperrt. 8Nach Beendi-
gung der Altersteilzeit ist die Planstelle oder eine ent-
sprechende andere Stelle (bei Teilzeitkräften der Stel-
lenanteil) in Abgang zu stellen sowie das Beschäfti-
gungsvolumen einschließlich des entsprechenden Bud-
getanteils zu mindern. 9Satz 5 gilt entsprechend. 
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 (3) 1Beschäftigungsvolumen und Budget von Be-
schäftigten im Tarifbereich, deren regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit aufgrund des Tarifvertrags zur Rege-
lung der Altersteilzeit (TV-ATZ) vom 5. Mai 1998, zuletzt 
geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 2 vom 30. Juni 
2000, auf die Hälfte ihrer bisherigen wöchentlichen Ar-
beitszeit vermindert wird, gelten bei Vollbeschäftigten mit 
einem Anteil in Höhe von 70 vom Hundert als besetzt. 
2Der verbleibende Anteil von 30 vom Hundert steht für 
Ersatzeinstellungen zur Verfügung. 3Bei Teilzeitbeschäf-
tigten verändern sich die vorgenannten Anteile entspre-
chend der Reduzierung der Arbeitszeit. 4Sofern die Bun-
desagentur für Arbeit Leistungen nach § 4 Abs. 1 des Al-
tersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 (BGBl. I 
S. 1078), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 634), gewährt, erhöht 
sich für diesen Zeitraum der besetzbare Anteil um 
20 vom Hundert der Beschäftigungsmöglichkeit im Tarif-
bereich. 5Wird die Altersteilzeit in eine Arbeits- und eine 
Freizeitphase aufgeteilt (Blockmodell), so ist der besetz-
bare Anteil von 30 vom Hundert während der Arbeits-
phase gesperrt. 6Dieser Anteil wird dem besetzbaren 
Anteil in der Freizeitphase hinzugerechnet, sodass dann 
ein besetzbarer Anteil von insgesamt 60 vom Hundert 
für Ersatzeinstellungen zur Verfügung steht. 7Die erfor-
derlichen Haushaltsmittel gelten insoweit als zugewie-
sen. 8Für den Zeitraum der Gewährung von Leistungen 
nach § 4 Abs. 1 AltTZG erhöht sich der besetzbare An-
teil um 40 vom Hundert. 9Bei Änderung des Erstattungs-
verfahrens der Bundesagentur für Arbeit ändert sich der 
Vomhundertsatz entsprechend. 10Die vorstehenden Re-
gelungen gelten entsprechend für Tarifbeschäftigte, die 
nicht in Bereichen mit Personalkostenbudgetierung be-
schäftigt sind, mit der Maßgabe, dass die hierdurch nicht 
in Anspruch genommenen Mittel gesperrt sind. 11Diese 
Mittel sind übertragbar. 12Das Nähere bestimmt das Fi-
nanzministerium. 

 

  
7. Wegfall- und Umwandlungsvermerke 7. Wegfall- und Umwandlungsvermerke 
  
 Ausnahmen von § 47 LHO bedürfen der Einwilli-
gung des Finanzministeriums. 

unverändert 

 

(Ausgegeben am 10.12.2009) 
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